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12. Wahlperiode os. 11.92 

Sachgebiet 213 


Gesetzentwurf 


der Abgeordneten Peter Conradi, Dr. Eckhart Pick, Achim Großmann, Hermann 
Bachmaier, Hans Gottfried Bernrath, Dr. Ulrich Böhme (Unna), Dr. Herta Däubier- 
Gmeiin, Freimut Duve, Norbert Formanski, Iris Gleicke, Hans-Joachim Hacker, Ger- 
iinde Hämmerie, Lothar Ibrügger, Gabriele Iwersen, Dr. Ulrich Janzen, Dr. Hans- 
Hinrich Knaape, Horst Kubatschka, Dr. Uwe Küster, Dr. Christine Lucyga, Dieter 
Maaß (Herne), Ulrike Mäscher, Dr. Jürgen Meyer (Uim), Franz Müntefering, Walter 
Rempe, Margot von Renesse, Otto Reschke, Dieter Schanz, Siegfried Scheffler, 
Dieter Schioten, Horst Schmidbauer (Nürnberg), Renate Schmidt (Nürnberg), 
Wilheim Schmidt (Salzgitter), Dr. Jürgen Schmude, Erika Simm, Ludwig Stiegler, 
Dr. Peter Struck, Dieter Wiefelspütz, Dr. Hans de With, Hans-Ulrich Kiose und der 
Fraktion der SPD 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuchs — § 22 a 


A. Problem 

Nach dem Beschluß des Gemeinsamen Senats der Obersten 
Gerichtshöfe des Bundes vom 30. Juni 1992 — GmS — OGB 
1/92 — kann die nach dem Wohnungseigentumsgesetz (WEG) 
erforderliche Abgeschlossenheitsbescheinigimg bei der Um- 
wandlung von Miet- in Eigentumswohnungen nicht mehr an 
baurechtliche Anforderungen geknüpft werden, die für den 
Neubau gelten. Damit ist den Kommunen das letzte wirksame 
Instrument gegen die Umwandlung von Miet- in Eigentums- 
wohnungen genommen. Deshalb nimmt die Umwandlung von 
Miet- in Eigentumswohnungen dramatisch zu. Eine massen- 
hafte Umwandlung von Mietwohnungen in Eigentumswoh- 
nungen würde vor allem in den Ballungsgebieten zu städtebau- 
lichen Fehlentwicklungen führen, den dort ohnehin unausge- 
glichenen, überteuerten Wohnungsmarkt schwer belasten und 
eine große Zahl von Haushalten mit Wohnungsnot bedrohen. 
Dadurch würden außerdem die vermehrten Anstrengungen 
von Bund, Ländern und Gemeinden zur Schaffung von zusätz- 
lichem Wohnraum unterlaufen. 
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B. Lösung 

Die Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen sollte in- 
nerhalb der nächsten Jahre nur noch in Ausnahmefällen mög- 
lich sein. Dies gilt zumindest für Gebiete, in denen es heute 
schon schwierig ist, bezahlbaren Wohnraum zu finden. 

Zur Zurückdrängung der Umwandlungsspekulation bietet es 
sich an, im Baugesetzbuch ein besonderes Genehmigungserfor- 
dernis für Wohnungsumwandlungen an den Brennpunkten der 
Wohnungsnot zu schaffen. 

An vermietetem Wohnraum soll kein Wohnungseigentum be- 
gründet werden können, es sei denn, die Umwandlung dient 
dazu, dem Mieter Wohnungseigentum zu verschaffen. 

Eine solche Sozialbindung des Eigentums an vorhandenen Ge- 
bäuden erscheint unter folgenden Voraussetzungen verfas- 
sungsrechtlich unbedenklich: 

1. Sie ist bis zum Ende des Jahrhunderts, faktisch also auf sie- 
ben Jahre befristet; innerhalb dieses Zeitraums sollte es 
möglich sein, die heutige Mangelsituation auf dem Woh- 
nungsmarkt zu beseitigen. 

2. Die Beschränkung der Wohnungsumwandlung gilt nur für 
Gebiete, in denen es erhebliche Probleme bei der Woh- 
nungsversorgung gibt. Da in solchen Gebieten die Mieten 
heute schon einen sehr hohen Stand erreicht haben, ist den 
Eigentümern eine befristete Erschwerung der Umwand- 
lungsmöglichkeit durchaus zumutbar. 

3. Das Umwandlungsverbot gilt nur für Gebäude, die vor 1990 
fertiggestellt worden sind. Damit sollen negative Auswir- 
kungen für den Neubau von Wohnungen vermieden wer- 
den. 

4. Die Eigentümer von Gebäuden, die vom Umwandlungsver- 
bot betroffen sind, können die Übernahme des Objekts ver- 
langen, wenn das die Wirtschaftlichkeit gebietet. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Bund und Ländern entstehen durch die Gesetzesinitiative kei- 
ne unmittelbaren Kosten. Mittelbar werden die Länder von 
zusätzlichen sozialen und wohnungswirtschaftlichen Aufwen- 
dungen entlastet, die bei einer ungebremsten Umwandlungs- 
welle zu erwarten wären. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuchs — § 22 a 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Juli 1992 
(BGBl. I S. 1257), wird wie folgt geändert: 

Nach § 22 wird folgender § 22 a eingefügt: 

„§22a 

Sicherung des Bestandes an Mietwohnungen 

(1) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
für Gemeinden oder Teile von Gemeinden, in denen 
die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit 
Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen be- 
sonders gefährdet ist, durch Rechtsverordnung zu 
bestimmen, daß die Begründung von Wohnungsei- 
gentum oder Teileigentum (§ 1 des Wohnungseigen- 
tumsgesetzes) an Gebäuden, die vor dem 1. Januar 
1990 errichtet worden sind und die ganz oder teil- 


weise Wohnzwecken dienen, der Genehmigung be- 
darf. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn das 
Wohnungseigentum oder das Teileigentum an Räu- 
men begründet werden soll, die Gegenstand eines 
Mietverhältnisses über Wohnraum sind. Die Geneh- 
migung ist zu erteilen, wenn Wohnungseigentum 
oder Teileigentum auf die bisherigen Mieter der 
Räume übertragen wird. 

(3) Die Eintragung der von Absatz 1 erfaßten 
Rechtsänderungen darf das Grundbuchamt nur zu- 
sammen mit der Eintragung der Übertragung des 
Wohnungseigentums oder Teileigentums an den 
Mieter vornehmen. § 22 Abs. 4 Nr. 1, 1. Alternative, 
und Abs. 6 bis 8 gelten entsprechend." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft und am 31. Dezember 1999 außer Kraft 


Bonn, den 5. November 1992 


Peter Conradi 
Dr. Eckhart Pick 
Achim Großmann 
Hermann Bachmaier 
Hans Gottfried Bernrath 
Dr. Ulrich Böhme (Unna) 
Dr. Herta Däubler-Gmelin 
Freimut Duve 
Norbert Formanski 
Iris Gleicke 
Hans- Joachim Hacker 
Gerlinde Hämmerle 
Lothar Ibrügger 
Gabriele Iwersen 


Dr. Ulrich Janzen 

Dr. Hans-Hinrich Knaape 

Horst Kubatschka 

Dr. Uwe Küster 

Dr. Christine Lucyga 

Dieter Maaß (Herne) 

Ulrike Mäscher 

Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 

Franz Müntefering 

Walter Rempe 

Margot von Renesse 

Otto Reschke 

Dieter Schanz 

Siegfried Scheffler 


Dieter Schloten 

Horst Schmidbauer (Nürnberg) 

Renate Schmidt (Nürnberg) 

Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 

Dr. Jürgen Schmude 

Erika Simm 

Ludwig Stiegler 

Dr. Peter Struck 

Dieter Wiefelspütz 

Dr. Hans de With 

Hans-Ulrich Klose 

und der Fraktion der SPD 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die Umwandlung von Mietwohnungen in Eigen- 
tumswohnungen hat in der Vergangenheit vielfach 
zur Verdrängung von Mietern geführt. Nach dem 
Beschluß des Gemeinsamen Senats der Obersten 
Gerichtshöfe des Bundes vom 30. Juni 1992 — GmS 

— OGB 1/92 — kann die nach dem WEG erforder- 
liche Abgeschlossenheitsbescheinigung nicht mehr 
an baurechtliche Anforderungen geknüpft werden, 
die für den Neubau gelten. Seitdem nimmt die Um- 
wandlung von Mietwohnungen in Eigentumswoh- 
nungen weiter zu. 

Der Mietwohnungsbestand muß aber erhalten blei- 
ben, um unerwünschte städtebauliche, wohnungspo- 
litische und soziale Fehlentwicklungen zu vermei- 
den. Die Auswirkungen für das Wohl der Allgemein- 
heit sind mindestens so hoch zu veranschlagen wie 
beispielsweise die Notwendigkeit, die besondere 
Fremdenverkehrsfunktion einer Gemeinde zu si- 
chern oder besondere Gestaltungselemente im bau- 
lichen Bestand eines Gebietes zu erhalten. 

Die als § 22 a in das Baugesetzbuch einzufügende Re- 
gelung hat zum Ziel, in Gebieten mit angespanntem 
Wohnungsmarkt die weitere Umwandlung von Miet- 
wohnungen befristet zu unterbinden, bis sich die 
Wohnungssituation in einigen Jahren normalisiert 
hat. Folgende Voraussetzungen müssen für eine An- 
wendung des Umwandlungsverbots gegeben sein: 

— Es handelt sich um ein Gebiet, in dem die Versor- 
gung mit Wohnraum zu angemessenen Bedin- 
gungen besonders gefährdet ist. Diese Regelung 
knüpft an § 564 b BGB an. 

— Das Land erläßt eine Rechtsverordnung, in der 
die jeweilige Gemeinde als Wohnungsmangelge- 
biet erfaßt wird. 

— Es handelt sich um ein Gebäude, das ganz oder 
teilweise zu Wohnzwecken genutzt wird. 

— Es soll eine Bestandswohnung (nicht Neubau) 
umgewandelt werden. 

— Wohnungseigentum oder Teileigentum soll an 
Räumen begründet werden, die Gegenstand 
eines Mietverhältnisses über Wohnraum sind. 

— Die zuständige Behörde stellt fest, daß keine 
Genehmigungspflicht vorliegt, weil Wohnungs- 
eigentum oder Teileigentum nicht auf die bishe- 
rigen Mieter der Räume übertragen werden soll. 

Bei Vorliegen dieser Voraussetzungen könnten in 
diesem Jahrzehnt weitere Wohnungsumwandlun- 
gen erheblich erschwert werden. Da auch die Be- 
gründung von Teileigentum in den beschriebenen 
Fällen nicht genehmigt wird, entfällt zugleich die in 
der Praxis heute vielfach angewandte Umgehungs- 
lösung des sogenannten „Kellereigentums". Dies ist 


eine für den Grundstückseigentümer zumutbare So- 
zialbindung. Im übrigen hat er in wirtschaftlich 
schwierigen Fällen einen Anspruch auf Übernahme 
des Gebäudes zum Verkehrs wert. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 
Zu § 22a (neu) 

Die vorgesehene Regelung lehnt sich an § 22 des Bau- 
gesetzbuchs an, der jedoch lediglich für Gemeinden 
oder Teile von Gemeinden gilt, die überwiegend 
durch den Fremdenverkehr geprägt sind. Da mit dem 
Gesetzentwurf demgegenüber das Ziel der Erhaltung 
des Wohnungsbestandes in Gemeinden mit Woh- 
nungsnot verfolgt wird, kann nicht unmittelbar an 
§ 22 des Baugesetzbuchs angeknüpft werden. Es ist 
vielmehr eine eigenständige Vorschrift erforderlich. 


Zu Absatz 1 

Diese Vorschrift enthält die notwendige Verord- 
nungsermächtigung zugunsten der Landesregierun- 
gen, die Gemeinden mit Wohnungsmangellage zu 
bestimmen. Wie in § 22 des Baugesetzbuchs soll die 
Verordnungsermächtigung auch auf Teile von Ge- 
meinden beschränkt werden können. Dabei handelt 
es sich um Gemeinden, in denen eine ausreichende 
Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen 
zu angemessenen Bedingungen besonders gefährdet 
ist. Diese Voraussetzungen sind mit denen des 
§ 564 b Abs. 2 Nr. 2 Satz 3 BGB identisch. Im Ergebnis 
entsprechen sie auch den Voraussetzungen zugun- 
sten des Artikels 6 § 1 Abs. 1 Satz 1 des Mietrechts- 
verbesserungsgesetzes. Für eine gleichgelagerte Re- 
gelung spricht zum einen, daß es nicht sinnvoll ist, 
für die Definition einer Wohnungsmangellage unter- 
schiedliche Kriterien zu verwenden. Zum andern ha- 
ben die Länder bei inhaltsgleichen Voraussetzungen 
die Möglichkeit, die ermittelten Ergebnisse der ge- 
meindlichen Wohnungssituation zur Entscheidungs- 
grundlage für die gleichzeitige Einbeziehung einer 
Gemeinde in eine oder mehrere der drei genannten 
Verordnungen zu machen. 

Die Begründimg von Wohnungseigentum oder die Be- 
gründimg von Teileigentum an Gebäuden kann der 
Genehmigungspflicht unterworfen werden, soweit 
das betreffende Gebäude ganz oder teilweise zu 
Wohnzwecken genutzt wird und vor dem 1. Januar 
1990 fertiggestellt worden ist. Damit sind ausschließ- 
lich gewerblich genutzte Gebäude sowie Neubauten 
ausgenommen, die nach dem 31, Dezember 1989 fertig- 
gestellt worden sind oder künftig erst erstellt werden. 
Bei den Neubauten wird vielfach Wohnungseigentum 
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bereits von vornherein begründet worden sein, so daß 
die Umwandlungsproblematik insoweit keine Rolle 
spielt. Diese Gebäude brauchen daher nicht in die Ge- 
nehmigimgspflicht einbezogen zu werden. 

Die Art der Begründung des Wohnungseigentums ist 
im Hinblick auf die Genehmigungspflicht ohne Be- 
deutung. Da Wohnungseigentum nach § 2 WEG 
durch vertragliche Einräumung von Sondereigen- 
tum nach § 3 WEG oder durch Grundstücksteilung 
nach § 8 WEG begründet werden kann, ist in beiden 
Fällen dem Grundbuchamt gegenüber die Vorlage 
der Genehmigung erforderlich, bevor es die erfor- 
derliche Eintragung im Grundbuch vornehmen darf. 

Auch die Begründung von Teileigentum kann unter 
Genehmigungsvorbehalt gestellt werden. Damit 
wird die Begründung von Sondereigentum an nicht 
zu Wohnzwecken dienenden Räumen mit möglichem 
Sondernutzungsrecht an einer bestimmten Wohnung 
der Genehmigungspflicht unterworfen. Dies ist not- 
wendig, weil in der Vergangenheit auf diesem Wege 
eine dem Wohnungseigentum ähnliche Konstruk- 
tion, das sogenannte Kellereigentum, geschaffen 
worden ist. Dadurch konnte im Ergebnis wirtschaft- 
liches „Wohnungseigentum" auch dann gebildet wer- 
den, wenn die unmittelbare Begründung des Woh- 
nungseigentums nicht möglich war. Zur Vermeidung 
von Umgehungsgeschäften ist es daher geboten, die 
Begründung von Teileigentum ebenfalls dem Ge- 
nehmigungsvorbehalt unterwerfen zu können. 


Zu Absatz 2 

Nach dieser Vorschrift darf die Genehmigung nur 
versagt werden, wenn das Wohnungseigentum oder 
Teileigentum an Räumen begründet werden soll, die 
Gegenstand eines Mietverhältnisses über Wohn- 
raum sind. Das können nach dem Mietvertrag auch 
Kellerräume und Dachbodenanteile sein. 

Nicht tangiert werden leerstehende oder vom 
Eigentümer bewohnte Wohnungen. Soll Wohnungs- 
eigentum oder Teileigentum sowohl an leerstehen- 
den und/oder vom Eigentümer bewohnten Wohnun- 
gen als auch an vermieteten Wohnungen begründet 
werden, hängt die Möglichkeit der Umwandlung 
der Wohnungen in Eigentumswohnungen davon ab, 
ob die Mieter Wohnungseigentum erwerben wollen. 

Eine Genehmigungspflicht besteht nach dieser Vor- 
schrift dann, wenn es sich um Wohnungen handelt, 
die die bisherigen Mieter erwerben möchten. Der 
Eigentümer hat also einen Anspruch auf eine Ge- 
nehmigung, wenn die von der Umwandlung betrof- 
fenen Mieter Wohnungseigentümer und Teileigen- 
tümer werden sollen. Andererseits kann ein Mieter, 
der seine Mietwohnung nicht erwerben will, die 
Umwandlung verhindern. Die Erwerbsabsicht der 
bisherigen Mieter muß nachgewiesen werden. 


Zu Absatz 3 

Nach dieser Vorschrift gilt § 22 Abs. 4 und 6 bis 8 des 
Baugesetzbuchs entsprechend. Daraus ergeben sich 
folgende Konsequenzen: 


Durch den Verweis auf § 22 Abs. 4 des Baugesetz- 
buchs wird eine Regelung für die Fälle getroffen, in 
denen Wohnungseigentum vor dem Zeitpunkt des 
Wirksam Werdens des Genehmigungsvorbehalts be- 
gründet wird. 

Nach § 22 Abs. 6 Satz 1 des Baugesetzbuchs ist die 
Baugenehmigungsbehörde auch für die Erteilung 
der Genehmigung nach §22a zuständig. Sie ent- 
scheidet im Einvernehmen mit der Gemeinde. Nach 
§ 19 Abs. 6 Satz 2 des Baugesetzbuchs findet § 19 
Abs. 3 Satz 3 bis 7 des Baugesetzbuchs entsprechende 
Anwendung, was folglich auch im Falle des § 22 a gilt. 
Dies bedeutet, daß die Behörde innerhalb von drei 
Monaten zu entscheiden hat. Andernfalls gilt die Ge- 
nehmigung als erteilt, es sei denn, die Behörde hat 
durch entsprechenden Zwischenbescheid diese Frist 
um maximal drei Monate verlängert. Nach späte- 
stens sechs Monaten gilt sie folglich als erteilt, sofern 
sie nicht ausdrücklich erteilt oder abgelehnt worden 
ist. Es handelt sich bei dieser Regelung um eine Vor- 
schrift zur Verfahrensbeschleunigung. Diese ist auch 
im Anwendungsbereich des § 22 a sinnvoll, weil die 
Sachverhalte, die zur Genehmigung oder Versagung 
der Genehmigung führen, einfach zu ermitteln sind. 

Durch die entsprechende Anwendung des § 22 Abs. 7 
des Baugesetzbuchs ist sichergestellt, daß das 
Grundbuchamt die zur Begründung von Wohnungs- 
oder Teileigentum notwendigen Eintragungen nur 
vornehmen darf, wenn die Genehmigung selbst, ein 
Zeugnis darüber, daß die Genehmigung als erteilt 
gilt, oder ein Negativtestat vorliegen. Daraus ergibt 
sich zugleich die Verpflichtung der zuständigen Be- 
hörde, gegebenenfalls Zeugnisse über die eingetre- 
tene Genehmigungswirkung oder Negativtestate 
auszustellen. 

Durch die entsprechende Anwendung des § 22 Abs. 8 
des Baugesetzbuchs ergibt sich zugunsten des Ei- 
gentümers ein Anspruch auf Übernahme des Grund- 
stücks, wenn die beantragte Genehmigung versagt 
worden ist. Die näheren Regelungen hinsichtlich 
Übemahmeverfahren und Entschädigung ergeben 
sich aus der entsprechenden Anwendung des § 43 
Abs. 1, 4 und 5 des Baugesetzbuchs sowie des § 44 
Abs. 3 und 4 des Baugesetzbuchs. Mit diesen Rege- 
lungen ist sichergestellt, daß kein Grundstücks- 
eigentümer im Falle der Genehmigungsversagung 
eine Verletzung des Artikels 14 GG begründet be- 
haupten kann. Er hat es in der Hand, die Übernahme 
des Grundstücks gegen Entschädigung zu verlan- 
gen. Wirtschaftliche Nachteile aus der Versagung 
der Genehmigung kann er somit auf die öffentliche 
Hand abwälzen. 

Zu Artikel 2 

Der mit dem Gesetz beabsichtigte Genehmigungs- 
vorbehalt soll unverzüglich begründet werden kön- 
nen. Es ist deshalb notwendig, daß das Gesetz bereits 
am Tage nach der Verkündung in Kraft tritt. Da es sich 
andererseits nicht um Dauerrecht handelt, sondern 
nur für den Zeitraum gelten soll, bis zu dessen Ablauf 
mit einer Normalisierung des Wohnungsmarktes ge- 
rechnet werden kann, ist es geboten, das Gesetz mit 
Ablauf des Jahres 1999 außer Kraft treten zu lassen. 
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